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Jeder weiß es: Braunkohlenut-
zung zerstört das Klima. Die
Verbrennung von Braunkohle
setzt mehr klimaschädliches
CO2 frei als jeder andere Ener-
gieträger. Die Abbaggerung in
Tagebauen vertreibt Men-
schen aus ihrer Heimat. Die Fi-
xierung auf die Braunkohle
lähmt zudem die wirtschaftli-
che Entwicklung in der Lau-
sitz. Die Landesregierung
setzt auf die Braunkohle. Sie
hofft, dass die Technologie
zur CO2-Abscheidung bis 2020
zu wirtschaftlichen Preisen
funktioniert. Dass geeignete
Endlagerstätten vorhanden
sein werden, in denen Millio-
nen Tonnen CO2 sicher gela-
gert werden können und bis
dahin ein gigantisches
CO2-Transportnetz funktions-
tüchtig sein wird.

Einen Plan B für den Fall,
dass dies nicht klappt, hat die
Regierung nicht; eine Garan-
tie, dass die Kohle aus den
neuen Tagebauen nur
CO2-arm verstromt wird, auch
nicht. Diesem Festhalten an ei-
nem Energiesystem, in dem in
überdimensionierten Kraft-
werken weit weg vom Ver-
braucher mit hohen Übertra-
gungsverlusten Strom produ-
ziert wird, stellen wir ein ver-
brauchernahes dezentrales

System mit vielen Energiepro-
duzenten gegenüber.

Auch die Landesregierung
weiß: Die Braunkohle wird
nach dem Auskohlen der vor-
handenen Tagebaue nach
2030 als Energieträger hierzu-
lande nicht mehr benötigt,
Brandenburg wird seinen
Strombedarf schon lange vor-
her mit erneuerbaren Ener-
gien und aus Heizkraftwerken
der Stadtwerke decken kön-
nen. Die Braunkohle wird
aber auch in Deutschland
nicht mehr benötigt. Steigerun-
gen der Energieeffizienz und
Einsparungen werden den
Strombedarf sinken lassen.
Mit dem Anwachsen der
Stromerzeugung aus erneuer-
baren Energien und der dezen-
tralisierten Kraft-Wärme-
Kopplung werden andere Ener-
gieträger vom Markt gedrängt.

Laut Bundesumweltministe-
riums kann die bundesweit er-
zeugte Braunkohlestrom-
menge bis 2030 schrittweise
halbiert und bis 2050 fast voll-
ständig vom Markt genom-
men werden. Wenn jetzt die
Weichen für den Ausstieg aus
der Braunkohle gestellt wer-
den, besteht genug Zeit für die
Schaffung zukunftssicherer Ar-
beitsplätze in der Lausitz.

� Der Autor ist Landeschef
von Bündnis 90/Die Grünen.

Der schwedische Energiekonzern Vat-
tenfall hat vor vier Wochen angekün-
digt, in den nächsten 20 Jahren drei
weitere Braunkohle-Tagebaue in der
Lausitz betreiben zu wollen. Für die

Grube Jänschwalde-Nord müssten 900
Bewohner dreier Dörfer umgesiedelt
werden. Bereits beantragt ist der Tage-
bau Welzow-Süd II. Hier müssten 1300
Menschen dem Bagger weichen. Im Ge-

genzug will Vattenfall die CO2-arme
Verstromung entwickeln. Während die
Landesregierung den Plänen wohlwol-
lend gegenübersteht, kämpft eine
Volksinitiative gegen neue Tagebaue.

Die im November 2005 angeb-
lich zum Schutz gegen die Vo-
gelgrippe verordnete Stall-
pflicht für Freilandgeflügel ist
auf unbestimmte Zeit verlän-
gert worden. Das hat der Bun-
desrat in der vergangenen Wo-
che beschlossen. Zugegeben:
Mit den seit Juni 2006 gelten-
den Ausnahmen, nach denen
derzeit in weit über 90 Prozent
unseres Landes glückliche
Hühner draußen scharren und
picken und sonstigen Hühner-
kram veranstalten dürfen – da-
mit lässt sich leben. Und viel-
leicht ist es auch illusorisch,
von Politikern zu erwarten,
dass sie einen offensichtlichen
Fehler zugeben oder gar korri-
gieren. Eine verpasste Chance
ist der Beschluss dennoch.

Wer erinnert sich nicht an

die „große Flatter“ (so titelte
die MAZ im Frühjahr 2006),
als sich Bundeswehrsoldaten
auf Rügen in Schutzanzügen
mit äußerster Vorsicht vor lau-
fenden Kameras an verdäch-
tige Schwanenleichen heran-
pirschten und wenige Stunden
später aus dem Labor die
schreckliche Gewissheit kam:
H5N1 hat uns erreicht. Wild-
gänse rauschten durch die
Nacht und versetzten Deutsch-
land in Angst und Schrecken.

Das Risiko einer Pandemie
mit Millionen von Toten ließe
sich nicht ausschließen, lau-
tete die Analyse von der Insel
Riems, wo sich ein mit Steuer-
geldern finanziertes Institut
seit langem damit beschäftigt,
was man alles nicht ausschlie-
ßen kann. Der Verbraucher-

schutzminister folgte dem wis-
senschaftlichen Rat und
schickte alles freilaufende Fe-
dervieh in die Ställe.

Völlig nutzlos, wie sich
kurze Zeit später heraus-
stellte, denn die wenigen Aus-

brüche von Vogelgrippe in
deutschen Geflügelbeständen
fanden ausgerechnet in gro-
ßen Stallanlagen statt, und lie-
ßen sich – wie auch schon in
den Jahren zuvor, als für die-
selbe Krankheit noch der
Name Geflügelpest verwendet
wurde – mit einfachen veteri-
närhygienischen Mitteln regio-
nal eingrenzen. Warum also
bis heute das Festhalten an der
Stallpflicht?

Wissenschaftler fabrizieren
eine Theorie, Journalisten in-
szenieren eine Hysterie, die
Verbraucher sind verunsi-
chert und die Politiker haben
Angst vor der Verantwortung,
Bauern und Tiere müssen es
ausbaden. Dieses Muster einer
gesellschaftlichen Kettenreak-
tion mit dem größten Schaden

beim schwächsten Glied der
Kette geht zurück auf eine wei-
tere, statistisch völlig unbedeu-
tende Tierkrankheit, an deren
publikumswirksamer Insze-
nierung unsere Landwirt-
schaft bis heute leidet: BSE.

Sieben Jahre nach der gro-
ßen Hysterie haben mehr als
16 Millionen BSE-Tests knapp
400 fast ausschließlich ge-
sunde Schlachtrinder zutage
gefördert, die vielleicht einmal
BSE bekommen hätten, wäre
ihnen ein längeres Leben be-
schieden gewesen. Bei dem
per amtlicher Anordnung getö-
teten Geburtsjahrgang der be-
troffenen Tiere – der mit dem-
selben Futter aufgewachsen
ist – wurde regelmäßig kein zu-
sätzlicher BSE-Verdacht festge-
stellt. Zwar sind durch Herauf-

setzung des Testalters auch
hier inzwischen die Ausnah-
men erweitert worden, an die
Abschaffung der Testpflicht
freilich traut sich kein Politi-
ker heran.

Genau deshalb ist der Bun-
desratsbeschluss falsch und
feige. Alles bleibt wie gehabt:
Menschen dürfen krank wer-
den, Tiere nicht. Die am natür-
lichsten gehaltenen Tiere,
nämlich Rinder und Freiland-
geflügel, sind das größte Si-
cherheitsrisiko. Die Aus-
nahme wird zum Normalfall,
das Absurde bleibt Gesetz.
Und das Ganze nennt sich
dann Verbraucherschutz.

� Der Autor ist Geschäftsfüh-
rer des Bauernbundes Bran-
denburg.

ULRICH FREESE

Deutschlands Versorgung mit
Energie hängt zu zwei Dritteln
von Importen ab. Wir können
es uns nicht leisten, auf heimi-
sche Energieträger zu verzich-
ten. Erst recht nicht, wenn er
wettbewerbsfähig ist, wie die
Braunkohle. Auch bei wach-
sendem Beitrag erneuerbarer
Energien, die wir selbstver-
ständlich nutzen müssen.
Doch selbst wenn deren Anteil
auf 30 Prozent steigt, wie das
die Ziele von Bundesregierung
und Europäischer Union vorse-
hen, woher sollen die restli-
chen 70 Prozent kommen?

An der Kohle führt also auch
in Brandenburg kein Weg vor-
bei. Allerdings muss sie so um-
weltfreundlich wie möglich ge-
fördert und verstromt werden.
Unsere Braunkohle hat da im
weltweiten Vergleich bereits
jetzt Spitzenwerte aufzuwei-
sen. Die ersten deutschen Pi-
lotprojekte für die Abschei-
dung und Lagerung von CO2

liegen in Brandenburg. Die
Entwicklung kohlendioxidar-
mer Kraftwerke muss ebenso
vorangetrieben werden wie
die Erhöhung der Wirkungs-
grade in Kraftwerken ohne
CO2-Abscheidung. Denn erst
die Zukunft wird zeigen, wel-
che Lösung die nachhaltigere
ist. Eine Erhöhung der Im-

porte ist jedenfalls nicht nach-
haltig. Weder ökonomisch,
noch ökologisch oder sozial.
Ökonomisch nicht, weil stei-
gende Gasimporte die Gas-
preise noch oben treiben wür-
den. Ökologisch nicht, weil
Gas- oder Stromimporte aus
dem Osten dort zu verstärkter
Stromerzeugung in Kraftwer-
ken mit deutlich schlechterer
Umweltbilanz führen würden.
Sozial nicht, weil Energieim-
porte Wertschöpfung und Ar-
beitsplätze in Deutschland ver-
nichten, ohne Nutzen für die
Umwelt zu bringen.

Die Braunkohle sichert
nicht nur rund 5500 Arbeits-
und Ausbildungsplätze in Ta-
gebauen und Kraftwerken in
der Lausitz, sondern weit darü-
ber hinaus. Ohne Braunkohle
würde es beispielsweise die
Baustoffindustrie oder die Pa-
piererzeugung in der Region
nicht geben. Schließlich bietet
die bei uns entwickelte Kraft-
werkstechnik eine doppelte
Chance: Durch Export in Län-
der mit dramatischem
CO2-Ausstoß, etwa China oder
Indien, kann sie zum Kli-
maschutz beitragen und zu-
gleich bei uns Arbeit und
Wohlstand erhalten.

� Der Autor ist Vize-Bundes-
chef der Gewerkschaft Berg-
bau, Chemie und Energie.
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Keine Angst vor H5N1 und BSE
Die Verlängerung der Stallpflicht für Freilandgeflügel ist falsch und feige
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Schon Kaiser Wilhelm II.
warnte vor der „gelben Ge-
fahr“. Und auch heute fürch-
ten Europäer und Amerikaner
das neu erstarkte China. Der
„Wirtschaftsexperte“ Jean-
Francois Susbielle nutzt die lu-
krative Asienwelle und stößt
laut ins Horn. Ein „program-
mierter“, also unvermeidbarer
„Dritter Weltkrieg“ stehe be-
vor, den die USA und China
auszutragen hätten.

Bis 2020 mache China die
USA und alle anderen Länder
zu „Vasallen“, prophezeit der
Autor. Washington habe nur
fünf Jahre Zeit, wolle es die-
sen Trend stoppen. Der Irak-
krieg werde auch geführt, um
China vom Erdöl abzuschnei-
den. Angeblich erlauben west-
liche Staaten China nur ein be-
scheidenes Wirtschaftswachs-
tum. Sie verwehren Peking
ebenso das Recht, „sich zu
schützen“ und seine Armee
qualitativ zu kräftigen.

Beweisen kann Susbielle
nichts. Dafür zieht er aus den
ökonomischen Daten Chinas,
das 1,3 Milliarden Menschen
zählt, abenteuerliche Schluss-
folgerungen – ohne zu erken-
nen, dass Statistiken keine Po-
litik machen. Sicher: Derzeit
avanciert China zur wirtschaft-
lichen Großmacht, es stelle 28
Prozent der Weltindustriegü-
ter her. Chinesische Waren ge-
hen in den Export, gleichzeitig
dürfen Westfirmen nur dann
in China investieren, wenn sie
Hightech mitbringen. Chine-
sen organisieren Absatz-
märkte und kontrollieren
ganze Branchen.

Aber hat man darin eine Ka-
tastrophe zu sehen? Susbielles
Denkweise widerspiegelt das
merkantilistische Kolonialzeit-
alter. Falsch ist es, zu glauben,
dass ein Land nur dann prospe-
riere, wenn andere arm blei-
ben. Sofern europäische Fir-
men wegen niedriger Löhne
nach China gehen, ist es sinn-
voller, Konzernchefs anzukla-
gen. Die hausgemachten in-
nen und wirtschaftspoliti-
schen Probleme des Westens
hat China nicht zu verantwor-
ten.

Wer die Zukunft vorhersa-
gen will, muss vergangene
Epochen kennen. Im 19. Jahr-
hundert, schreibt Susbielle, de-
mütigte der Westen das ferne
asiatische Land; viele Chine-
sen redeten heute noch von ei-
ner „Ära der Schande“. Nun
drängten sie „die restliche
Welt in den Vasallenstatus zu-
rück“. Eine kühne Behaup-
tung. Obwohl China kleine
Nachbarländer temporär un-
terwarf, verursachte es nie-

mals Hegemonialkriege, wie
sie Europäer oder Japaner ris-
kierten, denn das Reich der
Mitte genügte sich selbst.

Ein zweites Pearl Harbor
droht kaum, zumal chinesi-
sche Interkontinentalraketen
gegen amerikanische Abwehr-
systeme nichts ausrichten.
Nun mutmaßt Susbielle, dass
Peking weiterrüste und irgend-
wann die USA militärisch „ent-
haupten“ werde, die ihrerseits
gewaltsame Aktionen plan-
ten, weil sie das „Zepter“ be-
halten wollten. „Der Krieg
scheint also unvermeidbar“.

Solcher Kaffeesatzleserei lie-
gen falsche Maßstäbe zu-
grunde. Abgesehen davon rui-
nierte ein chinesisch-amerika-
nischer Krieg alle Parteien. Oh-
nehin verringern Indien, Ja-
pan und manche „Tigerstaa-

ten“, die ein Gleichgewicht
herstellen, chinesische All-
macht. Zwar kämpft der Wes-
ten gegen Peking um Roh-
stoffe; in Afrika haben die Er-
ben Maos bereits Fuß gefasst.
Aber gerade diese Rivalität
wirkt produktiv, wenn es gilt,
neue Energiequellen zu er-
schließen.

Das chinesische Wirtschafts-
wunder bestehe darin, private
Initiative mit staatlicher öko-
nomischer Kompetenz zu ver-
schmelzen. Sollten westliche
Neoliberale davon lernen?
Statt Waffen zu horten, ist In-
telligenz gefragt. Krieg er-
scheint ebenso wenig „unver-
meidbar“ wie die Lektüre die-
ses reißerischen Buches.

� Jean-Francois Susbielle,
China-USA. Der program-
mierte Krieg, Propyläen, Berlin
2007, 271 Seiten, 22 Euro.

PRO

Das politische Buch

„Das von mir präferierte Mo-
dell wird dem Parteivorstand
vorgelegt. Dann wird am Mon-
tag entschieden, und das wird
von allen Beteiligten akzep-
tiert.“ Der SPD-Vorsitzende
Kurt Beck nach einem Treffen
mit Arbeitsminister Franz
Müntefering zum SPD-Streit
über das Arbeitslosengeld

�
„Kurt Beck wird seinen Vor-
schlag im Parteivorstand und
auf dem Parteitag im Hamburg
präsentieren. Ich habe keinen
Zweifel, dass die Partei ihm fol-
gen wird.“ Arbeitsminister
Müntefering nach dem Treffen

�
„Die "Agenda 2010" sind nicht
die zehn Gebote. Und nie-
mand, der daran mitgearbeitet
hat, sollte sich als Moses be-
greifen.“ Der frühere Bundes-
kanzler Gerhard Schröder in
Berlin bei einer Gedenkveran-
staltung für Willy Brandt

�

„Versprechen habe ich nur
meiner Mama gegeben, als ich
noch ein kleiner Junge war.“
Russlands Präsident Wladimir
Putin in Teheran auf die Frage
eines iranischen Journalisten,
ob er versprechen könne, dass
Russland bis zum Ablauf sei-
ner Amtszeit im Frühjahr 2008
den nuklearen Brennstoff für
das Atomkraftwerk Buschehr
liefern werde

�
„Die Lizenz zur Geldein-
nahme für Energiekonzerne
muss abgeschafft werden.”
Der wirtschaftspolitische Spre-
cher der Linksfraktion im bran-
denburgischen Landtag, Ralf
Christoffers, zu den für das
kommende Jahr angekündig-
ten Preiserhöhungen bei Strom
und Gas

�
„Länderfinanzausgleich ist
nichts prinzipiell Unmorali-
sches.“ Der hessische Minister-
präsident Roland Koch (CDU)
zu den hohen Beiträgen, die
Hessen in den Ausgleichstopf
zahlt

�
„Ich hätte mir sogar ge-
wünscht, das IPCC (UN-Klima-
rat) hätte den Nobelpreis al-
lein bekommen. Aber es scha-
det ja auch nicht, wenn ein ge-
nialer Kommunikator mithilft,
das Thema voranzubringen.”
Kanzlerin-Berater und Direk-
tor des Potsdam-Instituts für
Klimafolgenforschung, Hans
Joachim Schellnhuber, über
den Mitgewinner des Nobel-
preises für den Kampf gegen
den Klimawandel, den frühe-
ren US-Vizepräsidenten Al
Gore

�
„Hier sitzen nicht Leute, die
auf Teufel komm raus Kohle
verstromen wollen.“ Branden-
burgs Ministerpräsident Mat-
thias Platzeck (SPD) in Hoyers-
werda nach einer gemeinsa-
men Kabinettssitzung der Län-
der Brandenburg und Sachsen

Manchmal macht ein kleines
Wort einen großen Unter-
schied aus. So auch in der Mel-
dung „Universität Potsdam
hat neuen Hörsaal“ auf Seite 1
der MAZ vom 16. Oktober.
„Für 24 Millionen Euro ist am
Standort Griebnitzsee der Uni-
versität Potsdam gestern ein
neues Hörsaal- und Seminarge-
bäude errichtet worden“,
stand da. Bei aller Liebe: So
schnell bauen die Preußen
nicht. Zweieinhalb Jahre dau-
erte die Errichtung des archi-
tektonischen Schmuckstücks
auf dem Campus der Landes-
hauptstadt, nicht einen Tag.
Eröffnet, nicht errichtet, hätte
es in der Nachricht also kor-
rekt heißen müssen. Wir sa-
gen daher, kurz und bündig:
Pardon. hlo

Bagger gegen Dörfer?
Brandenburgs Regierung setzt weiter auf die Verstromung von Braunkohle
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Ein Angst-Buch über China

Der Abraumbagger frisst sich in die Lausitzer Landschaft. Dafür sollen auch künftig Bewohner weichen. FOTO: DPA
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Polizisten vor der Großen Halle
des Volkes in Peking: Krieg um
die Weltherrschaft?  FOTO: DPA
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